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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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2000
21281
610

Gesetz
zur Änderung des Gesetzes über Kurorte 
im Land Nordrhein-Westfalen und zur

Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften

Vom 15. Dezember 2016

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zur Änderung des Gesetzes über Kurorte im Land 

Nordrhein-Westfalen und zur
Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften

21281

Artikel 1

Änderung des Kurortegesetzes

Das Kurortegesetz vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. 
2008 S. 8), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 
8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.  Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

 a)   Die Angaben zum 5. Abschnitt und zum 6. Ab-
schnitt werden wie folgt gefasst:

  „5. Abschnitt
  Landesfachbeirat für Kurorte und
  Heilquellen

  § 22 Errichtung und Tätigkeit

  6. Abschnitt
  Übergangs-, Bußgeld- und
  Schlussbestimmungen

  § 23 Ordnungswidrigkeiten

  § 24 Übergangsbestimmung

   §  25 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichts-
pfl icht“.

 b)   Die Angaben zum 7. Abschnitt und den §§ 28 bis 30 
werden gestrichen.

2.  § 2 Absatz 6 wird aufgehoben.

3.   In § 19 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „; dies gilt 
nicht für Bad Meinberg“ gestrichen.

4.  Der 5. Abschnitt wird aufgehoben.

5.   Die Abschnitte 6. und 7. werden zu den Abschnitten 5. 
und 6. und die §§ 27 bis 30 werden die §§ 22 bis 25. 

610

Artikel 2

Änderung des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen

§ 11 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Septem-
ber 2015 (GV. NRW. S. 666) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.  Absatz 4 wird aufgehoben.

2.   Absatz 5 wird Absatz 4 und in Satz 1 werden die Wör-
ter „Stadt Horn-Bad Meinberg sowie die“ gestrichen.

3.   Absatz 6 wird Absatz 5 und folgender Satz wird ange-
fügt:

„Die Gemeinden können die Erhebung des Fremdenver-
kehrsbeitrages auf ein nach ihren örtlichen Verhältnissen 
durch Satzung bestimmtes Gebiet beschränken.“ 

2000

Artikel 3
Änderung des Gemeindeprüfungsanstaltsgesetzes

§  10 Absatz  1 des Gemeindeprüfungsanstaltsgesetzes 
vom 30. April 2002 (GV. NRW. S. 160), das zuletzt durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 18. September 2012 (GV. 
NRW. S. 432) geändert wurde, wird wie folgt geändert: 

1.   Nach dem Wort „Kommunalabgabengesetzes“ werden 
die Wörter „vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712), 
das zuletzt durch Gesetz vom 15. Dezember 2016 (GV. 
NRW. S. 1150) geändert worden ist“ eingefügt.

2.  Folgender Satz wird angefügt:

  „Der Zeitraum für den Ausgleich von Kostenüberde-
ckungen und Kostenunterdeckungen gemäß §  6 Ab-
satz  2 Satz  3 des Kommunalabgabengesetzes kann 
angemessen verlängert werden.“

Artikel 4
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 15. Dezember 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Für den Finanzminister 
der Minister 

für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr

Michael  G r o s c h e k

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege und Alter

Barbara  S t e f f e n s

– GV. NRW. 2016 S. 1150

202
2020
2021
20320

Gesetz 
zur Stärkung des Kreistags

Vom 15. Dezember 2016

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird

Gesetz 
zur Stärkung des Kreistags

2021

Artikel 1
Änderung der Kreisordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen

Die Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S.  646), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 966) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:
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 1.  Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

 a)   Nach der Angabe zu § 41 werden folgende Anga-
ben eingefügt:

  „§ 41a Hauptausschuss

  § 41b Dringliche Entscheidungen“

 b)  Die Angabe zu § 42 wird wie folgt gefasst:

  „Aufgaben und Stellung des Landrats“

 c)   Die Angaben zu den §§ 49 bis 52 werden wie folgt 
gefasst:

   „6. Teil: Verwaltungsvorstand und Kreisbedienste-
te

  § 49 Verwaltungsvorstand

  § 50 Wahl der Beigeordneten

  § 51 Geschäftsverteilung und Dienstaufsicht

  § 52 Bedienstete des Kreises“

 d)  Die Angabe zu § 62 wird wie folgt gefasst:

  „§ 62 (weggefallen)“

 2.   In § 3 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „des Kreis-
ausschusses,“ gestrichen.

 3.   In § 8 werden die Wörter „, dem Kreisausschuss“ ge-
strichen.

 4.   In §  21 Absatz  1 Satz  2 werden die Wörter „des 
Kreisausschusses,“ gestrichen.

 5.   In § 23 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 werden die Wörter 
„der Mitglieder des Kreisausschusses und“ gestri-
chen.

 6.   In § 25 Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter „49 Abs. 1 
Satz 3 und 4“ durch die Wörter „51 Absatz 4 Satz 2 
und 3“ ersetzt.

 7.  § 26 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   Satz  1 wird durch die folgenden Sätze er-
setzt:

     „Der Kreistag ist für alle Angelegenheiten 
der Kreisverwaltung zuständig, soweit dieses 
Gesetz oder andere Gesetze nichts anderes 
bestimmen. Der Kreistag ist insbesondere 
nicht zuständig, soweit der Landrat Aufga-
ben als untere staatliche Verwaltungsbehör-
de, als Kreispolizeibehörde sowie als Teil des 
Schulamts wahrnimmt.“

  bb)  Der neue Satz 3 wird wie folgt geändert:

    aaa)  In dem Textteil vor Buchstabe a wer-
den die Wörter „Er ist ausschließlich 
zuständig für“ durch die Wörter „Die 
Entscheidung über folgende Angele-
genheiten kann der Kreistag nicht 
übertragen:“ ersetzt.

    bbb)  Buchstabe b wird wie folgt gefasst:

      „b) die Wahl der Mitglieder der Aus-
schüsse und ihrer Vertreter,“

    ccc)  Buchstabe c wird wie folgt gefasst:

     „c) die Wahl der Beigeordneten,“ 

  cc)  Der neue Satz 4 wird wie folgt gefasst:

     „Im Übrigen kann der Kreistag die Entschei-
dungen über bestimmte Angelegenheiten auf 
Ausschüsse oder den Landrat übertragen.“

  dd)  Folgende Sätze werden angefügt:

     „Er kann ferner Ausschüsse ermächtigen, in 
Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs die 
Entscheidung dem Landrat zu übertragen. 
Geschäfte der laufenden Verwaltung gelten 
im Namen des Kreistages als auf den Land-
rat übertragen, soweit nicht der Kreistag sich 
oder einem Ausschuss für einen bestimmten 
Kreis von Geschäften oder für einen Einzel-
fall die Entscheidung vorbehält.“

 b)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Der Kreistag überwacht die Durchführung sei-
ner Beschlüsse sowie den Ablauf der Verwaltungs-
angelegenheiten.“

 c)   In Absatz  5 Satz  4 werden die Wörter „und des 
Kreisausschusses“ gestrichen.

 d)   In Absatz  7 Satz  2 werden die Wörter „oder des 
Kreisausschusses“ gestrichen.

 8.  § 28 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Satz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Nummer  2 werden die Wörter „, bei 
Kreisauschußmitgliedern der Kreisausschuß“ 
gestrichen.

  bb)   In Nummer 3 werden die Wörter „Kreistags- 
und Kreisausschußmitgliedern“ durch das 
Wort „Kreistagsmitgliedern“ ersetzt.

  cc)   In Nummer  4 werden die Wörter „, bei 
Kreisauschußmitgliedern der Kreisausschuß“ 
gestrichen.

  dd)   In Nummer  5 werden die Wörter „,vom 
Kreisausschuß“ gestrichen.

 b)   In Satz  2 werden die Wörter „, Mitglieder des 
Kreisausschusses“ gestrichen.

 9.  § 30 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „, ein Kreis-
tagsmitglied im Kreisausschuss“ gestrichen.

 b)   Absatz 5 Nummer 1 und 2 wird jeweils das Wort: 
„Kreisausschuss-,“ gestrichen.

10.  § 39 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  3 werden nach dem Wort „Kreistags“ 
die Wörter „oder eines Ausschusses, dem eine An-
gelegenheit zur Entscheidung übertragen ist,“ 
eingefügt.

 b)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

   „(4) Verletzt der Beschluss eines Ausschusses, dem 
eine Angelegenheit zur Entscheidung übertragen 
ist, das geltende Recht, so fi ndet Absatz 2 Satz 1 
bis 3 entsprechende Anwendung. Verbleibt der 
Ausschuss bei seinem Beschluss, so hat der Kreis-
tag über die Angelegenheit zu beschließen.“

11.  § 41 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) Der Kreistag kann Ausschüsse bilden. In je-
dem Kreis muss ein Hauptausschuss und ein 
Rechnungsprüfungsausschuss gebildet werden.“

 b)   In Absatz 3 Satz 5 wird die Angabe „§ 30 Abs. 4 
Nr.  3“ durch die Angabe „§  30 Absatz  5 Num-
mer 3“ ersetzt.

12.   Nach §  41 werden folgende §  41a und §  41b einge-
fügt:

 „§ 41a
 Hauptausschuss

  (1) Der Hauptausschuss hat die Arbeiten aller Aus-
schüsse aufeinander abzustimmen.

  (2) Im Rahmen der vom Kreistag festgelegten allge-
meinen Richtlinien entscheidet der Hauptausschuss 
über die Planung der Verwaltungsaufgaben von be-
sonderer Bedeutung. Zu diesem Zweck hat der 
Landrat den Hauptausschuss regelmäßig und früh-
zeitig über solche Planungsvorhaben zu unterrichten.

  (3) Dem Hauptausschuss können nur Kreistagsmit-
glieder angehören. Den Vorsitz im Hauptausschuss 
führt der Landrat. Er hat Stimmrecht im Hauptaus-
schuss. Der Hauptausschuss wählt aus seiner Mitte 
einen oder mehrere Vertreter des Vorsitzenden.

 § 41b
 Dringliche Entscheidungen

  (1) Der Hauptausschuss entscheidet in Angelegen-
heiten, die der Beschlussfassung des Kreistags unter-
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liegen, falls eine Einberufung des Kreistags nicht 
rechtzeitig möglich ist. Ist auch die Einberufung des 
Hauptausschusses nicht rechtzeitig möglich und 
kann die Entscheidung nicht aufgeschoben werden, 
weil sonst erhebliche Nachteile oder Gefahren ent-
stehen können, kann der Landrat, im Falle seiner 
Verhinderung der allgemeine Vertreter, mit einem 
Kreistagsmitglied entscheiden. Diese Entscheidun-
gen sind dem Kreistag in der nächsten Sitzung zur 
Genehmigung vorzulegen. Er kann die Dringlich-
keitsentscheidung aufheben, soweit nicht schon 
Rechte anderer durch die Ausführung des Beschlus-
ses entstanden sind.

  (2) Ist die Einberufung eines Ausschusses, dem eine 
Angelegenheit zur Entscheidung übertragen ist, 
nicht rechtzeitig möglich, kann der Landrat, im Falle 
seiner Verhinderung der allgemeine Vertreter, mit 
dem Ausschussvorsitzenden oder einem anderen dem 
Ausschuss angehörenden Kreistagsmitglied entschei-
den. Die Entscheidung ist dem Ausschuss in der 
nächsten Sitzung zur Genehmigung vorzulegen. Ab-
satz 1 Satz 4 gilt entsprechend.“

13.  § 42 wird wie folgt gefasst:

 „§ 42
 Aufgaben und Stellung des Landrats

  (1) Der Landrat ist kommunaler Wahlbeamter. Der 
Landrat ist verantwortlich für die Leitung und Be-
aufsichtigung des Geschäftsgangs der gesamten Ver-
waltung. Er leitet und verteilt die Geschäfte. Dabei 
kann er sich bestimmte Aufgaben vorbehalten und 
die Bearbeitung einzelner Angelegenheiten selbst 
übernehmen.

  (2) Der Landrat bereitet die Beschlüsse des Kreis-
tags und der Ausschüsse vor. Er führt diese Beschlüs-
se und Entscheidungen nach §  41b Absatz  1 Satz  2 
und Absatz  2 Satz  1 sowie Weisungen, die im Rah-
men des §  2 Absatz  2 Satz  3 und des §  64 ergehen, 
unter der Kontrolle des Kreistags und in Verantwor-
tung ihm gegenüber durch. Der Landrat entscheidet 
ferner in Angelegenheiten, die ihm vom Kreistag 
oder von den Ausschüssen zur Entscheidung übertra-
gen sind.

  (3) Dem Landrat obliegt die Erledigung aller Aufga-
ben, die ihm aufgrund gesetzlicher Vorschriften über-
tragen sind.

  (4) Der Landrat hat den Kreistag über alle wichti-
gen Angelegenheiten der Kreisverwaltung zu unter-
richten.

  (5) Unbeschadet der dem Kreistag und seinen Aus-
schüssen zustehenden Entscheidungsbefugnisse ist 
der Landrat der gesetzliche Vertreter des Kreises in 
Rechts- und Verwaltungsgeschäften. §  26 Absatz  5 
und 6, §§ 43, 52 Absatz 3 bleiben unberührt.“

14.  § 44 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 3 Satz 1 wird aufgehoben.

 b)  Absatz 4 wird aufgehoben.

 c)  Die Absätze 5 und 6 werden die Absätze 4 und 5.

15.  § 47 wird wie folgt gefasst:

 „§ 47
 Bestellung des allgemeinen Vertreters

  (1) Der Kreistag bestellt einen Beigeordneten zum 
allgemeinen Vertreter des Landrats. Die übrigen Bei-
geordneten sind zur allgemeinen Vertretung des 
Landrats nur berufen, wenn der zur allgemeinen Ver-
tretung bestellte Beigeordnete verhindert ist. Die 
Reihenfolge bestimmt der Kreistag. Ist ein Beigeord-
neter nicht vorhanden, so bestellt der Kreistag den 
allgemeinen Vertreter. Die Bestellung bedarf der Be-
stätigung der Bezirksregierung.

  (2) Die Beigeordneten vertreten den Landrat in ih-
rem Arbeitsgebiet.

  (3) Der Landrat kann andere Bedienstete mit der 
auftragsweisen Erledigung bestimmter Angelegen-
heiten betrauen. Er kann die Befugnis auf Beigeord-
nete für deren Arbeitsgebiet übertragen.

  (4) Die Kreise sollen einen Beigeordneten oder einen 
Beamten des Kreises zum Kämmerer bestellen.“

16.  § 48 wird wie folgt gefasst:

 „§ 48
 Teilnahme an Sitzungen

  (1) Der Landrat und die Beigeordneten nehmen an 
den Sitzungen des Kreistags teil. Der Landrat ist be-
rechtigt und auf Verlangen eines Fünftels der Kreis-
tagsmitglieder oder einer Fraktion verpfl ichtet, zu ei-
nem Punkt der Tagesordnung vor dem Kreistag 
Stellung zu nehmen. Auch Beigeordnete sind hierzu 
verpfl ichtet, falls es der Kreistag oder der Landrat 
verlangt.

  (2) Der Landrat und die Beigeordneten sind berech-
tigt und auf Verlangen eines Ausschusses in Angele-
genheiten ihres Geschäftsbereichs verpfl ichtet, an 
dessen Sitzungen teilzunehmen. Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend.“

17.  § 49 wird aufgehoben.

18.  Der 6. Teil wird wie folgt gefasst:

 „6. Teil
 Verwaltungsvorstand und
 Kreisbedienstete

 § 49
 Verwaltungsvorstand

  (1) Sind Beigeordnete bestellt, bilden sie zusammen 
mit dem Landrat und Kämmerer den Verwaltungs-
vorstand. Der Landrat führt den Vorsitz.

  (2) Der Verwaltungsvorstand wirkt insbesondere mit 
bei

 1.   den Grundsätzen der Organisation und der Ver-
waltungsführung,

 2.   der Planung von Verwaltungsaufgaben mit beson-
derer Bedeutung,

 3.   der Aufstellung des Haushaltsplans, unbeschadet 
der Rechte des Kämmerers,

 4.   den Grundsätzen der Personalführung und Perso-
nalverwaltung und

 5.   der Konzeption der Kosten- und Leistungsrech-
nung.

  (3) Der Landrat ist verpfl ichtet, zur Erhaltung der 
Einheitlichkeit der Verwaltungsführung regelmäßig 
den Verwaltungsvorstand zur gemeinsamen Beratung 
einzuberufen. Die Mitglieder des Verwaltungsvor-
standes sind verpfl ichtet, sich im Interesse der Ein-
heitlichkeit der Verwaltungsführung gegenseitig zu 
unterrichten und zu beraten.

  (4) Bei Meinungsverschiedenheiten entscheidet der 
Landrat. Die Beigeordneten sind berechtigt, ihre ab-
weichenden Meinungen in Angelegenheiten ihres Ge-
schäftsbereichs dem Hauptausschuss vorzutragen. 
Dieses haben sie dem Landrat vorab mitzuteilen.

 § 50
 Wahl der Beigeordneten

  (1) Die Zahl der Beigeordneten wird durch die 
Hauptsatzung festgelegt. Die Beigeordneten sind 
kommunale Wahlbeamte. Sie werden vom Kreistag 
für die Dauer von acht Jahren gewählt.

  (2) Die Wahl oder Wiederwahl darf frühestens sechs 
Monate vor Freiwerden der Stelle erfolgen. Die Stel-
len der Beigeordneten sind auszuschreiben, bei Wie-
derwahl kann hiervon abgesehen werden.

  (3) Die Beigeordneten müssen die für ihr Amt erfor-
derlichen fachlichen Voraussetzungen erfüllen und 
eine ausreichende Erfahrung für dieses Amt nach-
weisen. Mindestens einer der Beigeordneten muss die 
Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Ver-
waltungsdienst besitzen.

  (4) Die Beigeordneten dürfen untereinander nicht 
Angehörige sein.
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  (5) Die Beigeordneten sind verpfl ichtet, eine erste 
und zweite Wiederwahl anzunehmen, wenn sie spä-
testens drei Monate vor Ablauf der Amtszeit wieder-
gewählt werden. Lehnt ein Beigeordneter die Weiter-
führung des Amtes ohne wichtigen Grund ab, so ist 
er mit Ablauf der Amtszeit zu entlassen. Ob ein 
wichtiger Grund vorliegt, entscheidet der Kreistag. 
Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn die Anstellungs-
bedingungen gegenüber denen der davor liegenden 
Amtszeit verschlechtert werden.

  (6) Die Beigeordneten werden vom Landrat verei-
digt.

  (7) Der Kreistag kann Beigeordnete abberufen. Der 
Antrag kann nur von der Mehrheit der gesetzlichen 
Zahl der Mitglieder gestellt werden. Zwischen dem 
Eingang des Antrags und der Sitzung des Kreistags 
muss eine Frist von mindestens sechs Wochen liegen. 
Über den Antrag ist ohne Aussprache abzustimmen. 
Der Beschluss über die Abberufung bedarf einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der 
Mitglieder. Ein Nachfolger ist innerhalb einer Frist 
von sechs Monaten zu wählen.

 § 51
 Geschäftsverteilung und Dienstaufsicht

  (1) Der Kreistag kann die Geschäftskreise der Beige-
ordneten im Einvernehmen mit dem Landrat festle-
gen. Kommt ein Einvernehmen nicht zu Stande, kann 
der Kreistag den Geschäftskreis der Beigeordneten 
mit der Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Kreis-
tagsmitglieder festlegen. Bei Entscheidungen des 
Kreistags nach Satz  1 und 2 stimmt der Landrat 
nicht mit. Erfolgt keine Entscheidung nach Satz  1 
oder 2 gilt § 42 Absatz 1 Satz 3 und 4.

  (2) Ausgenommen von Absatz  1 bleiben die dem 
Landrat vorbehaltenen Aufgaben als Kreispolizeibe-
hörde, als Teil des Schulamts sowie als untere staat-
liche Verwaltungsbehörde, soweit er in dieser Funkti-
on die allgemeine Aufsicht über die kreisangehörigen 
Gemeinden führt. Andere dem Landrat als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde vorbehaltene Aufga-
ben können den Geschäftskreisen der Beigeordneten 
zugewiesen werden. Das Weisungsrecht des Landrats 
bleibt insoweit uneingeschränkt.

  (3) Der Landrat ist Dienstvorgesetzter der Bediens-
teten des Kreises.

  (4) Der Landrat trifft die dienstrechtlichen und ar-
beitsrechtlichen Entscheidungen, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist. Die Hauptsatzung kann 
bestimmen, dass für Bedienstete in Führungsfunktio-
nen Entscheidungen, die das beamtenrechtliche 
Grundverhältnis oder das Arbeitsverhältnis eines 
Bediensteten zum Kreis verändern, durch den Kreis-
tag oder den Hauptausschuss im Einvernehmen mit 
dem Landrat zu treffen sind, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist. Kommt ein Einvernehmen 
nicht zu Stande, kann der Kreistag die Entscheidung 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzli-
chen Zahl der Kreistagsmitglieder treffen. Bei Ent-
scheidungen des Kreistages nach Satz  2 und 3 
stimmt der Landrat nicht mit. Erfolgt keine Ent-
scheidung nach Satz 2 oder 3, gilt Satz 1. Bedienstete 
in Führungsfunktionen sind Leiter von Organisati-
onseinheiten, die dem Landrat oder einem anderen 
Wahlbeamten oder diesem in der Führungsfunktion 
vergleichbaren Bediensteten unmittelbar unterste-
hen, mit Ausnahme von Bediensteten mit Aufgaben 
eines persönlichen Referenten oder Pressereferenten.

 § 52
 Bedienstete des Kreises

  (1) Die Bediensteten des Kreises müssen die für ih-
ren Arbeitsbereich erforderlichen fachlichen Voraus-
setzungen erfüllen, insbesondere die Ablegung der 
vorgeschriebenen Prüfungen nachweisen.

  (2) Der Stellenplan ist einzuhalten. Abweichungen 
sind nur zulässig, soweit sie aufgrund des Besol-
dungs- oder Tarifrechts zwingend erforderlich sind.

  (3) Die nach geltendem Recht auszustellenden Ur-
kunden für Beamte sowie Arbeitsverträge und sons-
tige schriftliche Erklärungen zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse von Bediensteten bedürfen der 
Unterzeichnung durch den Landrat oder seinen all-
gemeinen Vertreter. Der Landrat kann die Unter-
schriftsbefugnis durch Dienstanweisung übertragen.“

19.   In § 58 Absatz 1 werden die Wörter „und vom Kreis-
ausschuß“ gestrichen.

20.   In § 59 Absatz 1 werden die Sätze 2 bis 4 aufgeho-
ben.

21.   In § 61 Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „mit Zu-
stimmung des Kreisausschusses“ gestrichen.

22.  § 62 wird aufgehoben.

23.   In § 64 werden die Wörter „§ 42 Buchstaben d und f“ 
durch die Wörter „§  42 Absatz  2 Satz  2 und Ab-
satz 3“ ersetzt.

2020

Artikel 2
Änderung des Städteregion Aachen Gesetzes

In §  3 Absatz  2 des Städteregion Aachen Gesetzes vom 
26. Februar 2008 (GV. NRW. S. 162), das durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 1. Oktober 2015 (GV. NRW. S. 698) ge-
ändert worden ist, werden die Wörter „, der Kreisaus-
schuss führt die Bezeichnung „Städteregionsausschuss““ 
gestrichen.

202

Artikel 3
Änderung des Gesetzes über kommunale 

Gemeinschaftsarbeit

Das Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1979 (GV. 
NRW. S.  621), das zuletzt durch Gesetz vom 3. Februar 
2015 (GV. NRW. S.  204) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.  § 10 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

  „§ 59 Absatz 2 der Kreisordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen gilt entsprechend.“

2.  § 13 wird wie folgt geändert:

 a)  Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

  „Im Übrigen gilt § 11 entsprechend.“

 b)  Absatz 3 wird aufgehoben.

 c)  Absatz 4 wird Absatz 3.

20320

Artikel 4
Änderung der Eingruppierungsverordnung

§ 3 der Eingruppierungsverordnung vom 9. Februar 1979 
(GV. NRW. S. 97), die zuletzt durch Artikel 1 der Verord-
nung vom 20. Oktober 2015 (GV. NRW. S. 729) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefasst:

„§ 3

(1) Das Amt der Landrätin oder des Landrats ist in Be-
soldungsgruppe B 7 einzugruppieren.

(2) Die Ämter der übrigen Wahlbeamtinnen und Wahlbe-
amten auf Zeit der Kreise sind wie folgt einzugruppie-
ren:

1.   zur allgemeinen Vertreterin oder zum allgemeinen Ver-
treter der Landrätin oder des Landrats bestellte Bei-
geordnete sowie Kreisdirektorinnen und Kreisdirek-
toren in Besoldungsgruppe B 4/B 5 und

2.  sonstige Beigeordnete in Besoldungsgruppe B 3/B 4.

Die Kreise dürfen die Höchstbesoldungsgruppe für das 
Amt nur in Anspruch nehmen, wenn die Wahlbeamtin 
oder der Wahlbeamte in dasselbe Amt wiederberufen ist, 
in dem sie oder er eine ganze Amtszeit abgeleistet hat. 
Das Amt der zur allgemeinen Vertreterin beziehungs-
weise des zum allgemeinen Vertreters der Landrätin oder 
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des Landrats bestellten Beigeordneten und das Amt der 
Kreisdirektorin beziehungsweise des Kreisdirektors gel-
ten als dasselbe Amt.“

Artikel 5
Übergangsregelung

Die Rechtstellung der Kreisdirektoren, die zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes im Amt sind, 
bleibt für die Dauer ihrer laufenden Amtszeit unberührt. 
Sie nehmen die Rechte und Pfl ichten eines nach diesem 
Gesetz zum allgemeinen Vertreter des Landrats bestell-
ten Beigeordneten wahr.

Artikel 6
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Beginn der Wahlperiode der im 
Jahr 2020 anlässlich der allgemeinen Kommunalwahlen 
gewählten kommunalen Vertretungen in Kraft. Die Lan-
desregierung überprüft bis zum 31.12.2024 die Auswir-
kungen der Regelung in § 26 Absatz 1 Satz 5 und unter-
richtet den Landtag. 

Düsseldorf, den 15. Dezember 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

– GV. NRW. 2016 S. 1150

205

Gesetz 
zur Aufnahme der Deutschen Hochschule 
der Polizei in das Hochschulgesetz NRW 

(Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen)
Vom 15. Dezember 2016

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zur Aufnahme der Deutschen Hochschule der Polizei 

in das Hochschulgesetz NRW 
(Gesetz zur Änderung des Gesetzes 

über die Hochschulen 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Artikel 1
Änderung des Hochschulgesetzes NRW

Das Hochschulgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 29. September 2014 (GV. NRW. S.  547), das 
zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

  Nach der Angabe zu § 81 wird folgende Angabe einge-
fügt:

 „§ 81a 
 Deutsche Hochschule der Polizei“

2.  Nach § 81 wird folgender § 81a eingefügt:

 „§ 81a
Deutsche Hochschule der Polizei

Die Deutsche Hochschule der Polizei in Trägerschaft des 
Bundes und der Länder ist als Universität eine gemein-
same auf den Polizeidienst ausgerichtete Hochschule des 
Bundes und der Länder und zugleich eine Einrichtung 
des Landes mit Sitz in Münster. Für die Deutsche Hoch-
schule der Polizei gilt das Abkommen über die Deutsche 
Hochschule der Polizei vom 8. Februar 2006 (GV. NRW. 
S.  116) in der jeweils geltenden Fassung sowie das Ge-
setz über die Deutsche Hochschule der Polizei vom 15. 
Februar 2005 (GV. NRW. S. 88) in der jeweils geltenden 
Fassung.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 15. Dezember 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung

Sylvia  L ö h r m a n n

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

– GV. NRW. 2016 S. 1154
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Gesetz
zur Stärkung der Schulinfrastruktur 

in Nordrhein-Westfalen
(Gute Schule 2020)

Vom 15. Dezember 2016

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zur Stärkung der Schulinfrastruktur 

in Nordrhein-Westfalen
(Gute Schule 2020)

Artikel 1
Gesetz 

über die Leistung von Schuldendiensthilfen für Kredite 
zur Sanierung,  Modernisierung und zum Ausbau 

der kommunalen Schulinfrastruktur 
in Nordrhein-Westfalen 

(Schuldendiensthilfegesetz Nordrhein-Westfalen)

§ 1
Gewährung von Schuldendiensthilfen

(1) Die Gemeinden, Kreise und Landschaftsverbände 
(Kommunen) in Nordrhein-Westfalen erhalten vom Land 
Schuldendiensthilfen für Kredite, die der Finanzierung 
der Sanierung, Modernisierung und des Ausbaus der 
baulichen und digitalen kommunalen Schulinfrastruktur 
in Nordrhein-Westfalen dienen. Die Schuldendiensthil-
fen werden den Kommunen durch vollständige Über-
nahme ihrer Zins- und Tilgungsleistungen für Kredite in 
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einer Gesamthöhe von bis zu zwei Milliarden Euro, die 
im Rahmen des Programms „NRW.BANK.Gute Schule 
2020“ aufgenommen werden, gewährt.

(2) Kommunen, welche Schuldendiensthilfen in An-
spruch nehmen, erstellen ein von ihrer jeweiligen Vertre-
tungskörperschaft zu beschließendes Konzept, wie sie 
die im Rahmen des Förderprogramms „NRW.BANK.Gute 
Schule 2020“ eingeräumten Kreditkontingente in An-
spruch nehmen wollen. Weiterhin prüfen sie systema-
tisch die Möglichkeit eines leistungsfähigen Breitband-
anschlusses ihrer Schulgebäude. Das Ergebnis ihrer 
Prüfung dokumentieren sie in einem Konzept, über das 
die jeweilige Vertretungskörperschaft informiert wird.

(3) Die NRW.BANK entscheidet über die Gewährung der 
Kredite im Rahmen der banküblichen Entscheidungs-
prozesse.

§ 2
Höhe der Schuldendiensthilfen

(1) Das Land leistet Schuldendiensthilfen nur für Kre-
dite, soweit sie die in der Anlage zu diesem Gesetz aus-
gewiesenen Gesamtkreditkontingente der jeweiligen 
Kommune nicht übersteigen. Jede Kommune kann jähr-
lich bis zu 25 Prozent ihres in der Anlage zu diesem Ge-
setz ausgewiesenen Gesamtkreditkontingents in den 
Jahren von 2017 bis 2020 in Anspruch nehmen. Nicht in 
Anspruch genommene Kreditkontingente des jeweiligen 
laufenden Kalenderjahres werden einmalig in das fol-
gende Kalenderjahr übertragen. Werden die Kreditkon-
tingente auch in diesem Folgejahr nicht in Anspruch ge-
nommen, verfallen sie. Die nicht genutzten 
Kreditkontingente des Jahres 2020 verfallen mit Ablauf 
dieses Jahres.

(2) Das Gesamtkreditkontingent jeder Kommune be-
stimmt sich jeweils zur Hälfte nach der Höhe ihrer 
Schlüsselzuweisungen nach den Gemeindefi nanzierungs-
gesetzen der Jahre 2011 bis 2015 und der Höhe ihrer 
Schulpauschale/Bildungspauschale nach dem Gemein-
defi nanzierungsgesetz 2016 vom 17. Dezember 2015 (GV. 
NRW. S. 947), das durch Gesetz vom 26. April 2016 (GV. 
NRW. S. 237) geändert worden ist.

§ 3
Laufzeit und Zahlung der Schuldendiensthilfen

(1) Voraussetzung für die Gewährung der Schulden-
diensthilfen ist die Aufnahme eines Kredites mit einer 
Laufzeit von 20 Jahren im Rahmen des Programms 
„NRW.BANK.Gute Schule 2020“. 

(2) Das Land leistet die Schuldendiensthilfen unmittel-
bar an die NRW.BANK. Ihre erstmalige anteilige Aus-
zahlung erfolgt jeweils nach Ablauf eines Jahres nach 
Inanspruchnahme des Kredits. Die letztmalige anteilige 
Auszahlung erfolgt im Jahr 2041.

§ 4
Folgen einer Veräußerung eines geförderten Grundstücks 

sowie Folgen einer Zweckänderung

Veräußert die Kommune ein im Rahmen dieses Pro-
gramms gefördertes Grundstück oder steht es aus ande-
ren Gründen nicht mehr für Zwecke des örtlichen Schul-
trägers zur Verfügung, entfällt ab diesem Zeitpunkt der 
Anspruch auf Schuldendiensthilfe für Kredite, die für 
dieses Grundstück im Rahmen des Programms „NRW.
BANK.Gute Schule 2020“ in Anspruch genommen wur-
den. Die Kommune ist verpfl ichtet, das für Kommunales 
zuständige Ministerium über die geplante und die 
durchgeführte Veräußerung oder Zweckänderung zu un-
terrichten.

§ 5
Rückforderung

Die zuständige Bezirksregierung kann die nach diesem 
Gesetz gezahlten Schuldendiensthilfen ganz oder teil-
weise von den Kommunen zurückfordern, wenn

1.   die Kredite gemäß § 1 nicht oder nicht vollständig für 
die Zwecke des Programms „NRW.BANK.Gute Schule 
2020“ verwendet wurden,

2.   der NRW.BANK innerhalb von 30 Monaten nach Aus-
zahlung keine Bestätigung der Kommune über die 
zweckentsprechende Verwendung der Kredite vorliegt,

3.   der NRW.BANK innerhalb von 30 Monaten nach Aus-
zahlung keine Bestätigung der Kommune über das 
Vorliegen des Beschlusses über ein Konzept vorliegt, 
wie sie die im Rahmen des Programms „NRW.BANK.
Gute Schule 2020“ eingeräumten Kreditkontingente 
in Anspruch nehmen will oder

4.   eine Veräußerung oder Zweckänderung eines Grund-
stücks nach § 4 ohne die in § 4 Satz 2 vorgeschriebene 
Unterrichtung erfolgt und hierdurch über den in § 4 
Satz  1 genannten Zeitpunkt hinaus Schuldendienst-
hilfen geleistet werden.

§ 6
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft 
und mit Ablauf des 31. Dezember 2041 außer Kraft.

Artikel 2
Gesetz 

zur Förderung der digitalen Infrastruktur von 
Ersatzschulen in Nordrhein-Westfalen 
(Ersatzschulinfrastrukturfördergesetz 

Nordrhein-Westfalen)

§ 1
Förderung von Ersatzschulen

(1) Ersatzschulen erhalten verteilt auf vier Jahre auf der 
Grundlage eines vorzulegenden Rahmenkonzepts begin-
nend mit dem Haushaltsjahr 2017 Zuschüsse bis zu einer 
Gesamthöhe von 70 Millionen Euro für die 

1.   Planung und Herstellung von Breitbandanschlüssen 
und Vernetzung der Gebäude, sofern sie deren Eigen-
tümer sind und

2.   Planung und Herstellung von digitaler Infrastruktur 
(zum Beispiel „LAN“, „WLAN“) im Schulgebäude, 
sowie für die Beschaffung von Geräten, wie White-
boards, Beamer, Server, Laptops.

(2) Die Förderung nach Absatz  1 Nummer  1 erfolgt in 
Form eines Festbetrages je Schule, die Förderung nach 
Absatz  1 Nummer  2 als Pro-Kopf-Förderung bemessen 
nach der Zahl der Schülerinnen und Schüler der Schule. 

§ 2
Verordnungsermächtigung

Das für Schule zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
Höhe und Verfahren der Förderung nach § 1 im Einver-
nehmen mit dem für Inneres zuständigen Ministerium 
und dem Finanzministerium in einer Rechtsverordnung 
zu regeln, die der Zustimmung der für Schule und für 
Haushalt und Finanzen zuständigen Ausschüsse des 
Landtags bedarf.

§ 3
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft 
und mit Ablauf des 31. Dezember 2023 außer Kraft.

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 15. Dezember 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 44 vom 27. Dezember 20161156

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung

Sylvia  L ö h r m a n n

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Für den Finanzminister 
der Minister 

für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr

Michael  G r o s c h e k

– GV. NRW. 2016 S. 1154

24

Zehntes Gesetz zur Änderung des 
Flüchtlingsaufnahmegesetzes

Vom 15. Dezember 2016

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Zehntes Gesetz zur Änderung des 
Flüchtlingsaufnahmegesetzes

Artikel 1
Änderung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes

Das Flüchtlingsaufnahmegesetz vom 28. Februar 2003 
(GV. NRW. S. 93), das zuletzt durch Gesetz vom 24. Mai 
2016 (GV. NRW. S.  262) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.  § 1 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz  2 wird das Wort „Ehegatten“ durch das 
Wort „Ehepartner“ ersetzt.

 b)   In Satz 3 werden die Wörter „Artikel 12 des Geset-
zes vom 20.  November  2015 (BGBl.  I S.  2010)“ 
durch die Wörter „Artikel 6 des Gesetzes vom 31. 
Juli 2016 (BGBl. I S. 1939)“ ersetzt.

2.   In § 2 Nummern 1 bis 4 wird jeweils das Wort „Aus-
länder“ durch die Wörter „ausländische Personen“ er-
setzt.

3.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  1 Satz  1 werden die Wörter „unter Be-
rücksichtigung der Haushaltsgemein-schaft von 
Ehegatten und ihren Kindern unter 18 Jahren“ ge-
strichen.

 b)   In Absatz  1 werden nach Satz  1 die Sätze 2 „Bei 
der Zuweisung ist die Haushaltsgemeinschaft von 
Ehepartnern und ihren Kindern unter 18 Jahren zu 
berücksichtigen.“ und 3 „Darüber hinaus können 
humanitäre Härtefälle bei der Zuweisung berück-
sichtigt werden.“ eingefügt.

 c)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz  1 Nummer  1 werden die Wörter „bis 
zur unanfechtbaren Ablehnung des Asylantra-
ges“ durch die Wörter „längstens drei Monate 
nach Eintritt der vollziehbaren Ausreise-
pfl icht“ ersetzt.

  bb)   In Satz 2 werden die Wörter „des Bestandes zu 
den Stichtagen 1.1., 1.4., 1.7. und 1.10. bereinig-
ten Statistik“ durch die Wörter „der monatli-
chen Bestandsmeldungen der Gemeinden zu 
erstellenden Statistik“ ersetzt.

  cc)  Satz 3 wird wie folgt gefasst:

     „Die Bezirksregierung Arnsberg wertet die 
monatlichen Bestandsmeldungen aus und er-
stellt die Bestandsstatistik für die nach §  2 
anzurechnenden ausländischen Personen.“

 d)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

   „(4) Die Zuweisung von ausländischen Flüchtlin-
gen im Sinne von §  2 kann auf Antrag für die 
Dauer von bis zu acht Wochen ausgesetzt werden, 
wenn eine Gemeinde glaubhaft darlegen kann, 
ihrer Aufnahmeverpfl ichtung aufgrund unvorher-
sehbarer Ereignisse kurzfristig nicht nachkommen 
zu können. Für die Dauer des Aufschubs der Zu-
weisung sollen die ausländischen Flüchtlinge in 
einer Landeseinrichtung verbleiben. Die Kosten 
für die Unterbringung und Versorgung der auslän-
dischen Flüchtlinge nach Satz  2 trägt die Ge-
meinde, die ihre Aufnahmeverpfl ichtung aufschie-
ben will.“

 e)   Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Ab-
sätze 5 und 6.

 f)   Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und wie folgt 
geändert:

  aa)  Satz 3 wird wie folgt gefasst:

     „Die Gemeinden melden monatlich die Zahl 
der Personen nach Satz 1 im Rahmen des Mel-
deverfahrens nach Absatz 3.“

  bb)   In Satz  1, 2 und 4 werden jeweils nach dem 
Wort „zugewiesenen“ die Wörter „Asylbewer-
berinnen und“ eingefügt.

 g)   Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und in Satz 1 
werden die Angabe „4“ durch die Angabe „5“ und 
die bisherige Angabe „5“ durch die Angabe „6“ er-
setzt und nach dem Wort „zugewiesenen“ die Wör-
ter „Asylbewerberinnen und“ eingefügt.

4.  § 4 wird wie folgt gefasst:

 „§ 4
 Monatliche pauschalierte Landeszuweisung
  (1) Für die Aufnahme und Unterbringung nach §  1 

sowie für die Versorgung der ausländischen Flücht-
linge im Sinne des § 2 stellt das Land den Gemeinden 
monatlich für jede Person im Sinne des § 2 eine Kos-
tenpauschale zur Verfügung. Ausgenommen hiervon 
sind Personen im Sinne des § 2, die aufgrund von Ein-
kommen oder Vermögen im Sinne des § 7 des Asylbe-
werberleistungsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 5. August 1997 (BGBl.  I S.  2022), das 
zuletzt durch Artikel 8 Absatz 4 des Gesetzes vom 31. 
Juli 2016 (BGBl. I S. 1939) geändert worden ist, keine 
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz er-
halten.

  (2) Die Höhe der monatlichen Kostenpauschale nach 
Absatz  1 wird auf 866 Euro pro Person festgesetzt. 
Von der monatlichen pauschalierten Landeszuwei-
sung sind 3,83 Prozent für die soziale Betreuung zu 
verwenden. 

  (3) Die Gemeinden melden an die für sie zuständige 
Bezirksregierung die Personen im Sinne des §  2 bis 
zum 10. Tag des Monats, der auf den Monat folgt, für 
den eine Meldung abzugeben ist. Personen im Sinne 
von Absatz 1 Satz 2 sind nicht zu melden. 

  (4) Die Auszahlung der monatlichen pauschalierten 
Landeszuweisung erfolgt grundsätzlich in dem Monat, 
welcher auf den Monat folgt, für den eine Gemeinde 
eine Meldung für Personen im Sinne des §  2 form- 
und fristgerecht bei der für sie zuständigen Bezirksre-
gierung eingereicht hat. Wird die Frist nach Absatz 3 
Satz  1 nicht eingehalten, erfolgt die Auszahlung der 
monatlichen pauschalierten Landeszuweisung mit der 
Abrechnung der nächsten fristgerechten Meldung der 
Personen im Sinne des § 2.

  (5) Die Zahlungsverpfl ichtung des Landes für die mo-
natliche pauschalierte Landeszuweisung endet

 1.   für alle ausländischen Personen nach §  2 Num-
mern 1 und 1a 

  a)   in dem Monat, in dem sie als Asylberechtigte 
anerkannt wurden, beziehungsweise in dem 
Monat, in dem die Zuerkennung der Flücht-
lingseigenschaft oder des subsidiären Schutzes 
erfolgt ist, oder
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  b)   drei Monate nach Eintritt der vollziehbaren 
Ausreisepfl icht,

 2.   für alle ausländischen Personen nach §  2 Num-
mer 2 spätestens nach drei Jahren seit der erstma-
ligen Anordnung; tritt vor diesem Zeitpunkt eine 
Änderung in dem aufenthaltsrechtlichen Status 
der ausländischen Person ein, endet die Zahlungs-
verpfl ichtung nach Absatz  1 in dem Monat der 
Statusänderung,

 3.   für alle ausländischen Personen nach §  2 Num-
mer 3 spätestens nach drei Jahren seit der erstma-
ligen Anordnung; im Übrigen gilt Nummer 2 Halb-
satz 2 entsprechend,

 4.   für alle ausländischen Personen nach §  2 Num-
mer 4 spätestens nach zwei Jahren seit der erstma-
ligen Zuweisung in eine Gemeinde. Im Übrigen gilt 
Nummer 2 Halbsatz 2 entsprechend.

  (6) Das für Inneres zuständige Ministerium kann das 
Auszahlungsverfahren, insbesondere die Form der 
Meldung, die Fristen für die Meldungen sowie den 
Umgang mit Fehlermeldungen durch allgemeine Wei-
sung regeln.

  (7) Soweit die Auszahlung einer pauschalierten mo-
natlichen Landeszuweisung ohne Rechtsgrund er-
folgte, hat die Gemeinde dem Land die Zahlung zu er-
statten.“

5.  § 4a wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 werden die Wörter „Vierteljahrespau-
schale in Höhe von 990“ durch die Wörter „Mo-
natspauschale in Höhe von 330“ ersetzt.

 b)   In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Vierteljah-
respauschale in Höhe von 46“ durch die Wörter 
„Monatspauschale in Höhe von 15,33“ ersetzt.

 c)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „(3) Hinsichtlich des Meldeverfahrens gilt § 4 Ab-
satz 3 und Absatz 4 Satz 1 entsprechend. Nach Ab-
lauf der Meldefrist nach Satz  1 werden die Mo-
natspauschalen nach Absatz  1 und 2 nur noch 
unter den Voraussetzungen der Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand nach §  32 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. 
November 1999 (GV. NRW. S.  602), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Mai 2014 (GV. 
NRW. S. 294) geändert worden ist, gewährt.“

 d)   In Absatz 4 werden das Wort „Innenministerium“ 
durch die Wörter „für Inneres zuständige Ministe-
rium“ und das Wort „Vierteljahrespauschalbe-
träge“ durch das Wort „Monatspauschalen“ er-
setzt.

Artikel 2
Weitere Änderung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes

§  3 Absatz  5 des Flüchtlingsaufnahmegesetzes, das zu-
letzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1.   In Satz  1 wird nach dem Wort „um“ das Wort „die“ 
durch die Wörter „75 Prozent der“ ersetzt.

2.   In Satz  2 wird die Angabe „130“ durch die Angabe 
„100“ ersetzt.

3.  Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

  „Bei Gemeinden, auf deren Gebiet sich eine Landes-
einrichtung befi ndet, die für eine aktive Nutzung be-
reit steht, vermindert sich ab deren Bereitstellung die 
Zahl der zuzuweisenden Asylbewerberinnen und 
Asylbewerber um 10 Prozent der Anzahl der dort vor-
gesehenen Aufnahmeplätze.“

Artikel 3
Weitere Änderung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes

§  3 Absatz  5 des Flüchtlingsaufnahmegesetzes, das zu-
letzt durch Artikel 2 dieses Gesetzes geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1.   In Satz  1 wird die Angabe „75“ durch die Angabe 
„50“ ersetzt.

2.   In Satz  2 wird die Angabe „100“ durch die Angabe 
„70“ ersetzt.

Artikel 4
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Sätze 2 und 3 am 
Tag nach der Verkündung in Kraft. Artikel 2 tritt am 1. 
Juli 2017 in Kraft. Artikel 3 tritt am 1. Januar 2018 in 
Kraft.

Düsseldorf, den 15. Dezember 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung

Sylvia  L ö h r m a n n

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales

Rainer  S c h m e l t z e r

Für den Finanzminister 
der Minister 

für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr

Michael  G r o s c h e k

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport

Christina  K a m p m a n n

– GV. NRW. 2016 S. 1156
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Achtes Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über den öffentlichen 

Personennahverkehr 
in Nordrhein-Westfalen (8. ÖPNV-ÄndG)

Vom 15. Dezember 2016

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Achtes Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr 

in Nordrhein-Westfalen (8. ÖPNV-ÄndG)

Artikel 1

Das Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr in 
Nordrhein-Westfalen vom 7. März 1995 (GV. NRW. 
S. 196), das zuletzt durch Gesetz vom 4. Dezember 2012 
(GV. NRW. S. 638) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Die Angabe zu § 17 wird wie folgt gefasst:

  „§ 17 Inkrafttreten“.

 b)  Die Angabe zu § 18 wird gestrichen.
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 2.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Linienverkehr“ 
durch die Wörter „Linien- sowie diesen ersetzen-
den, ergänzenden oder verdichtenden Gelegen-
heitsverkehr“ ersetzt.

 b)  Absatz 3a wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz  1 werden nach dem Wort „Seilbah-
nen“ die Wörter „und Personenfähren“ ein-
gefügt.

  bb)   In Satz 2 wird das Wort „Seilbahnunterneh-
mers“ durch das Wort „Unternehmers“ er-
setzt.

 3.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 werden nach den Wörtern „Straßen-
verkehr, der“ die Wörter „Erhalt und“ eingefügt, 
das Wort „Umweltschutzes“ durch die Wörter 
„Klima- und Umweltschutzes“ sowie das Wort 
„Stadtentwicklung“ durch die Wörter „Stadt- 
und Quartiersentwicklung“ ersetzt.

 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 werden nach dem Wort „ausgestal-
teten“ das Wort „, barrierefreien“, nach dem 
Wort „bequemem“ die Wörter „und barriere-
freiem“ sowie nach dem Wort „Individualver-
kehr“ die Wörter „sowie multimodalen Mobi-
litätsangeboten“ eingefügt.

  bb)   In Satz 2 werden nach den Wörtern „eine ko-
ordinierte“ die Wörter „, kompatible, die Di-
gitalisierungstechnik nutzende“ und nach 
dem Wort „Qualitätsstandards“ die Wörter 
„die Fahrgastzahlen sowie“ eingefügt.

 c)   In Absatz 4 Satz 2 werden nach dem Wort „Schie-
nenschnellverkehr“ die Wörter „und regionalen 
Schnellbusverkehr“ sowie nach dem Wort „Schie-
nenstrecken“ die Wörter „und regionale Schnell-
buslinien“ eingefügt.

 d)   In Absatz  5 Satz  2 wird das Wort „Schienenver-
bindungen“ durch die Wörter „Schienen- und re-
gionalen Schnellbusverbindungen“ ersetzt.

 e)   In Absatz 7 wird das Wort „Sammeltaxen“ durch 
die Wörter „Sammel- und Linientaxen“ ersetzt.

 f)   In Absatz 8 werden nach dem Wort „Barrierefrei-
heit“ die Wörter „nach Artikel 9 des Übereinkom-
mens der Vereinten Nationen vom 13. Dezember 
2006 über die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen (BGBl. 2008 II S. 1420; UN-Behinderten-
rechtskonvention),“ eingefügt.

 g)   In Absatz  9 werden nach dem Wort „Männern“ 
die Wörter „, älteren Menschen“ eingefügt.

 4.   In §  4 Absatz  2 wird die Angabe „Abs.  3 Satz  4“ 
durch die Angabe „Absatz 3a“ ersetzt.

 5.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  1 Buchstabe b werden die Wörter 
„Kreise Aachen“ durch die Wörter „Städteregion 
Aachen ohne Stadt Aachen“ ersetzt.

 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)   Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

     „Ihm kann darüber hinaus im Einvernehmen 
mit den betroffenen Aufgabenträgern nach 
§ 3 Absatz 1 die Entscheidung über die Pla-
nung, Organisation und Ausgestaltung regio-
naler Schnellbusverkehre übertragen wer-
den.“

  bb)   Im neuen Satz  3 werden nach dem Wort 
„Qualitätsstandards,“ die Wörter „kompatib-
le, auch die Digitalisierungstechnik nutzen-
de“ eingefügt.

 6.   In § 6 Absatz 1 werden die Sätze 2 und 3 durch die 
folgenden Sätze ersetzt:

  „Wenn eine Einigung über Fragen des Zusammen-
wirkens zwischen den beteiligten Zweckverbänden 
nicht in angemessener Zeit zustande kommt, fordert 
das für das Verkehrswesen zuständige Ministerium 

die Beteiligten zu Berichten auf, erarbeitet in dem 
durch die Vorstellungen der Beteiligten gezogenen 
Rahmen einen Lösungsvorschlag, hört die Beteiligten 
dazu an und entscheidet. Die Entscheidung wird mit 
Bekanntgabe an die Beteiligten für diese als sonder-
aufsichtliche Weisung verbindlich. Für die zweckmä-
ßige Umsetzung des SPNV-Netzes im besonderen 
Landesinteresse kann das für das Verkehrswesen zu-
ständige Ministerium im Einzelfall Zweckmäßig-
keitsweisungen erteilen. In den Fällen der Sätze 3 
und 4 gilt § 16 Absatz 6 Satz 4 entsprechend.“

 7.  § 7 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Schie-
neninfrastruktur“ die Wörter „mit zu wendungs-
fähigen Ausgaben von mehr als fünf Millionen 
Euro, die nach § 11 Absatz 1, § 12 Absatz 3 oder 
§  13 Absatz  1 Nummer  1, 2, 4 oder 8 gefördert 
werden können,“ eingefügt, die Wörter „drei Mil-
lionen EUR“ durch die Wörter „fünf Millionen 
Euro“ und die Angabe „oder 4“ durch die Angabe 
„, 4 oder 8“ ersetzt.

 b)   In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „3 Millionen 
EUR“ durch die Wörter „5 Millionen Euro“ er-
setzt.

 c)   In Absatz  4 Satz  1 werden die Wörter „den 
Zweckverbänden und“ gestrichen.

 8.  § 8 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 2 werden nach dem Wort „konkreti-
sieren“ die Wörter „und den mittel- bis lang-
fristig angestrebten Anteil des ÖPNV am Ge-
samtverkehr (modal split) benennen“ 
eingefügt.

  bb)   In Satz 3 werden die Wörter „Umweltschut-
zes“ durch die Wörter „Klima- und Umwelt-
schutzes, des Rad- und Fußverkehrs“ sowie 
die Wörter „Bundesbehindertengleichstel-
lungsgesetzes und des Städtebaus“ durch die 
Wörter „§ 2 Absatz 8, des Städtebaus und der 
Quartiersentwicklung“ ersetzt.

 b)   In Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort „Fahr-
zeuge“ die Wörter „und die Entlohnung des ein-
gesetzten Personals bei den Verkehrsunternehmen 
nach Maßgabe einschlägiger und repräsentativer 
Tarifverträge“ eingefügt.

 9.  § 9 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

   „(2) Bei der Aufstellung des Nahverkehrsplans 
sind die vorhandenen Unternehmen frühzeitig zu 
beteiligen. Soweit vorhanden sind Behindertenbe-
auftragte oder Behindertenbeiräte, Verbände der 
in ihrer Mobilität oder sensorisch eingeschränk-
ten Fahrgäste und Fahrgastverbände anzuhören. 
Ihre Interessen sind angemessen und diskriminie-
rungsfrei zu berücksichtigen.“

 b)   In Absatz  5 Satz  1 werden nach dem Wort „ist“ 
die Wörter „in regelmäßigen Abständen zu über-
prüfen und“ eingefügt.

10.  § 11 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz  1 werden die Wörter „rückwirkend 
zum 1. Januar 2011“ gestrichen und die An-
gabe „858 Millionen EUR“ durch die Wörter 
„einer Milliarde Euro“ ersetzt.

  bb)   In Satz 3 werden nach dem Wort „wird“ die 
Wörter „nach einem objektiven und transpa-
renten Verteilungsschlüssel, der auch die Be-
völkerungsentwicklung berücksichtigt,“ ein-
gefügt.

  cc)  Satz 4 wird aufgehoben.

  dd)   Im neuen Satz 4 werden nach dem Wort „für“ 
die Wörter „regionale Schnellbusverkehre 
oder“ eingefügt.

  ee)  Folgender Satz wird angefügt:
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     „Die Förderung des streckenbezogenen Aus- 
und Neubaus von Schieneninfrastrukturen 
mit zuwendungsfähigen Ausgaben von mehr 
als fünf Millionen Euro darf aus den Mitteln 
nur dann bewilligt werden, wenn die Maß-
nahme Bestandteil des ÖPNV-Bedarfsplans 
gemäß § 7 Absatz 1 ist.“

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz  1 wird die Angabe „110 Millionen 
EUR“ durch die Angabe „130 Millionen Eu-
ro“ ersetzt.

  bb)  Nach Satz 4 wird folgender Satz eingefügt:

    „Ab dem Jahr 2017 werden 

    1.  90 Prozent im Verhältnis des auf die Auf-
gabenträger örtlich entfallenden Anteils 
an den landesweit im Jahr 2014 fahrplan-
mäßig erbrachten, kapazitäts- und quali-
tätsbezogen gewichteten Betriebsleistun-
gen im Straßenbahn- und O-Busverkehr, 
im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen ge-
mäß §  42 Personenbeförderungsgesetz so-
wie im bedarfsorientierten Verkehr,

    2.  8 Prozent im Verhältnis des auf die Aufga-
benträger örtlich entfallenden Anteils an 
der Einwohnerzahl 2014 nach dem Ge-
meindefi nanzierungsgesetz 2016 vom 17. 
Dezember 2015 (GV. NRW. S. 947) und

    3.  2 Prozent im Verhältnis des auf die Aufga-
benträger örtlich entfallenden Anteils an 
der Fläche des Landes im Jahr 2014 

     verteilt; die Verteilung wird alle drei Jahre 
auf der Grundlage der Betriebsleistungen, 
der Einwohnerzahl und der Fläche im jeweils 
dritten Vorjahr neu festgelegt.“

  cc)   Im neuen Satz  6 werden nach der Angabe 
„SPNV“ die Wörter „und dabei mindestens 
30 Prozent der Pauschale als Anreiz zum 
Einsatz neuwertiger und barrierefreier Fahr-
zeuge“ eingefügt.

 c)   In Absatz 4 Satz 3 werden die Angabe „30. Sep-
tember“ durch die Angabe „15. August“ ersetzt 
und nach dem Wort „hierüber“ die Wörter „und 
darüber hinaus einen Nachweis nach dem Muster 
der Anlage zu § 6 Absatz 2 des Regionalisierungs-
gesetzes vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378, 
2395), das zuletzt durch Artikel 1 und 2 des Ge-
setzes vom 15. Dezember 2015 (BGBl.  I S.  2322) 
geändert worden ist,“ eingefügt.

11.  § 11a Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)   In den Sätzen 1 und 5 werden jeweils nach dem 
Wort „Seilbahnen“ die Wörter „oder Personenfäh-
ren“ eingefügt.

 b)  Nach Satz 5 werden folgende Sätze eingefügt:

   „Für Verkehre, die auf Grund eines öffentlichen 
Dienstleistungsauftrages im Sinne von Artikel 3 
Absatz  1 der Verordnung (EG) Nr.  1370/2007 
durchgeführt werden, ist die Zuordnung und Be-
rechnung nach Satz  5 für die Jahre ab 2014 je-
weils getrennt vorzunehmen. Maßstab der Be-
rechnung dieses Anteils sind die Erträge im 
Ausbildungsverkehr des jeweiligen Verkehrsun-
ternehmens, die auf die Verkehre, die auf Grund 
des öffentlichen Dienstleistungsauftrages im Sin-
ne von Artikel 3 Absatz  1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 durchgeführt werden, entfallen.“

 c)  Der neue Satz 8 wird aufgehoben.

12.  § 12 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  1 werden das Wort „sowie“ durch ein 
Komma ersetzt, nach dem Wort „Entfl echtungsge-
setz“ die Wörter „sowie ab dem Jahr 2020 aus 
Landesmitteln in entsprechender Höhe“ eingefügt 
und die Angabe „120 Millionen EUR“ durch die 
Angabe „150 Millionen Euro“ ersetzt“

 b)  Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

   „Die Förderung des streckenbezogenen Aus- und 
Neubaus von Schieneninfrastrukturen mit zu-
wendungsfähigen Ausgaben von mehr als fünf 
Millionen Euro darf aus den Mitteln nur dann be-
willigt werden, wenn die Maßnahme Bestandteil 
des ÖPNV-Bedarfsplans gemäß § 7 Absatz 1 ist.“

 c)  Absatz 6 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 werden die Wörter „zu sechs Mona-
ten nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem 
die Mittel nicht verausgabt wurden oder zu-
rückgefl ossen sind, zur Aufstockung dieser 
Förderung“ durch die Wörter „zum 30. Juni 
2021 zur Förderung von Maßnahmen im Sin-
ne des Absatzes 3“ ersetzt.

  bb)   In Satz  3 wird die Angabe „30. September“ 
durch die Angabe „15. August“ ersetzt.

  cc)  Folgender Satz wird angefügt:

     „Für die Regionalisierungsmittel des Bundes 
ist über den Nachweis nach Satz 3 hinaus ein 
Nachweis nach dem Muster der Anlage zu § 6 
Absatz  2 des Regionalisierungsgesetzes bis 
zum 15. August des Folgejahres vorzulegen.“

13.  § 13 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   Nach Nummer 2 werden folgende Nummern 
3 bis 6 eingefügt:

    „3.  Investitionsmaßnahmen zum Erhalt und 
zur Erneuerung der Infrastrukturen von 
Stadt- und Straßenbahnen sowie dem 
SPNV dienenden Infrastrukturen öffentli-
cher nichtbundeseigener Eisenbahnen,

     4.  Investitionsmaßnahmen zur Reaktivierung 
von Schienenstrecken sowie zur Elektrifi -
zierung vorhandener Schienenstrecken für 
den SPNV, 

     5.  Investitionsmaßnahmen zur barrierefreien 
Gestaltung von (Stadt-, Straßenbahn- und 
Bus-)Haltestellen und von vorhandenen 
Fahrzeugen des ÖPNV mit Ausnahme des 
SPNV,

     6.   Investitionsmaßnahmen zur Beschaffung 
von batterieelektrisch und wasserstoffbe-
triebenen Linienbussen des ÖPNV, zur 
Errichtung der dafür notwendigen Lad-
einfrastruktur und zur Beschaffung erfor-
derlicher spezifi scher Werkstatteinrich-
tungen,“.

  bb)   Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden die 
Nummern 7 und 8.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 wird die Angabe „(BSchwAG)“ ge-
strichen.

  bb)   In Satz  2 werden nach dem Wort „der“ die 
Wörter „jeweils betroffenen“ eingefügt.

14.  § 15 Satz 3 wird aufgehoben.

15.  § 17 wird aufgehoben.

16.   § 18 wird § 17 und wie folgt geändert:

 a)   In der Überschrift wird das Wort „, Außerkrafttre-
ten“ gestrichen.

 b)  Absatz 4 wird aufgehoben.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag 
nach der Verkündung in Kraft. Artikel 1 Nummer  10 
Buchstabe a Doppelbuchstaben aa und bb, Buchstabe b 
Doppelbuchstabe aa treten am 1. Januar 2017 in Kraft.
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Düsseldorf, den 15. Dezember 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales

Rainer  S c h m e l t z e r

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz

Johannes  R e m m e l

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 

zugleich für den Finanzminister 
sowie für den Minister 

für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 
und Chef der Staatskanzlei

Michael  G r o s c h e k

– GV. NRW. 2016 S. 1157

216

Verordnung
zur Förderung kommunaler Aufwendungen für die

schulische Inklusion
Vom 19. Dezember 2016

Auf Grund des § 1 Absatz 8 Satz 2 und des § 2 Absatz 7 
Satz 2 des Gesetzes zur Förderung kommunaler Aufwen-
dungen für die schulische Inklusion vom 9. Juli 2014 (GV. 
NRW. S. 404) verordnet das Ministerium für Schule und 
Weiterbildung im Einvernehmen mit dem Finanzministe-
rium:

§ 1

(1) Im Schuljahr 2016/2017 beträgt die Gesamthöhe der 
Leistungen des Landes nach § 1 Absatz 3 Satz 2 (Belas-
tungsausgleich) und nach §  2 Absatz  3 (Inklusions-
pauschale) des Gesetzes zur Förderung kommunaler 
 Aufwendungen für die schulische Inklusion jeweils 
20 Millionen Euro.

(2) Von den Mitteln für den Belastungsausgleich werden 
19 Millionen Euro gemäß § 1 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 
und 1 Million Euro gemäß § 1 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 
verteilt.   

§ 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft und am 31. Juli 2017 außer Kraft.

Düsseldorf, den 19. Dezember 2016

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Sylvia  L ö h r m a n n

– GV. NRW. 2016 S. 1160
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